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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Durchführung der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
(Durchführungsgesetz EWG Fette) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Einfuhr- oder Ausfuhrlizenz nach 

1. der Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates 
vom 22. September 1966 über die Errich- 
tung einer gemeinsamen Marktorganisa- 
tion für Fette (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften S. 3025), 

2. der Verordnung Nr. 162/66/EWG des Rates 
vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und 
Griechenland (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften S. 3393) und 

3. den Durchführungsvorschriften des Rates 
oder der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zu den genannten 
Verordnungen 

ist die Einfuhr- oder Ausfuhrgenehmigung nach dem 
Außenwirtschaftsgesetz. 

(2) Auf die Einfuhr- und Ausfuhrlizenz finden die 
Vorschriften des Außenwirtschaftsgesetzes und die 
dazu ergangenen Rechtsvorschriften Anwendung, so- 
weit sich nicht aus den Verordnungen Nr. 
136/66/EWG, Nr. 162/66/EWG und den dazu ergan- 
genen Durchführungsvorschriften etwas anderes er- 
gibt oder dieses Gesetz und die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen nicht 
etwas anderes bestimmen. 

(3) Ist vor Erteilung der Einfuhr- oder Ausfuhr- 
lizenz eine Kaution erforderlich, so ist diese durch 
Hinterlegung einer Geldsumme zugunsten oder 
durch Bankbürgschaft gegenüber der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu leisten. Die Kaution wird von 
der Einfuhr- und Vorratsstelle für Fette (Einfuhr- 
und Vorratsstelle) verwaltet. 

(4) Für die Entscheidung über den Verfall der 
Kaution ist die Einfuhr- und Vorratsstelle zuständig. 
Die Kaution verfällt zugunsten der Bundesrepublik 
Deutschland. 

§ 2 

(1) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (Bundesminister) wird ermäch- 
tigt, im Einvernehmen mit den Bundesministern für 
Wirtschaft und der Finanzen durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, Vorschriften zu erlassen über 


1. die Voraussetzungen, das Verfahren und 
die Höhe bei Erstattungen für die Verwen- 
dung von Olivenöl nach Artikel 19 der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG, 

2. die Voraussetzungen und den Umfang der 
Aussetzung der Einfuhrabschöpfung nach 
Artikel 19 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG und Artikel 8 der Verordnung Nt. 
162/66/EWG und 

3. die Voraussetzungen und das Verfahren 
bei Beihilfen und bei Vergütungen für 
frühe Aufnahme nach Artikel 27 der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG, 

soweit dies zur Durchführung der in Nummer 1 bis 3 
genannten Vorschriften und der dazu erlassenen 
Durchführungsvorschriften des Rates oder der Kom- 
mission erforderlich ist. 

(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit den Bundesministern für Wirtschaft 
und der Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die für die 
Überwachung erforderlichen Vorschriften zu erlas- 
sen, um sicherzustellen, daß 

1. für Olivenöl Beihilfen nach Artikel 10 der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG und 

2. für Ölsaaten Beihilfen und Vergütungen 
für frühe Aufnahme nach Artikel 27 der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG 

nicht zu Unrecht in Anspruch genommen werden. Die 
Rechtsverordnung kann insbesondere Meldepflich- 
ten, Buchführungspflichten und die Verwendung von 
Begleitscheinen und Schlußscheinen vorschreiben. 

(3) In Rechtsverordnungen nach Absatz 2 kann, 
wenn dies für die Überwachung erforderlich ist, 
ferner vorgeschrieben werden, daß die Einfuhr von 
Ölsaaten nur nach Vorlage eines Einfuhrscheines 
zulässig ist. Der Einfuhrschein wird erteilt, wenn die 
Stellung einer Kaution nachgewiesen wird. Für die 
Kaution gilt § 1 Abs. 3 und 4. Der Einfuhrschein ist 
ohne vorherige Stellung einer Kaution zu erteilen, 
wenn die zweck- und fristgerechte Verwendung der 
Olsaaten zollamtlich überwacht wird. Für die Über- 
wachung gilt § 55 des Zollgesetzes entsprechend. Die 
Kaution ist in den Fällen des Satzes 4 zu stellen, 
wenn die Olsaaten in den freien Verkehr entnom- 
men werden; sie ist durch Hinterlegung einer Geld- 
summe zu leisten. 

§ 3 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit den Bundesministern für Wirtschaft 
und der Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht 
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der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Vorschrif- 
ten zu erlassen über die Voraussetzungen, die Höhe 
und das Verfahren bei Erstattungen nach den Ar- 
tikeln 18 und 28 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
und nach Artikel 8 der Verordnung Nr. 162/66/EWG, 
soweit dies zur Durchführung dieser Vorschriften 
und der dazu erlassenen Durchführungsvorschriften 
des Rates oder der Kommission erforderlich ist. 

(2) In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über 
Erstattungen nach Absatz 1 ist der Finanzrechtsweg 
gegeben; an die Stelle des Finanzamtes tritt dabei 
die Einfuhr- und Vorratsstelle. Für das außergericht- 
liche Vorverfahren gelten die Vorschriften der 
§§ 228 bis 259 der Reichsabgabenordnung mit der 
Maßgabe sinngemäß, daß als außergerichtlicher 
Rechtsbehelf der Einspruch gegeben ist und an die 
Stelle des Finanzamtes die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle tritt. 

§ 4 

(1) Interventionsstelle für Ölsaaten ist die Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle. 

(2) Die Interventionsstelle gibt nach Weisung des 
Bundesministers die zur Durchführung der Inter- 
vention erforderlichen Richtlinien bekannt. 


§ 5 

Für Schutzmaßnahmen nach Artikel 20 der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG und nach Artikel 6 und 9 j 
der Verordnung Nr. 162/66/EWG gelten, sofern dig 
Schutzmaßnahmen nicht vom Rat oder der Kommis- i 
sion unmittelbar getroffen werden, die folgenden 
Vorschriften: 

1. Die auf Grund des Außenwirtschaftsgesetzes 
zulässigen Schutzmaßnahmen können auch zur 
Wahrung der durch Artikel 20 der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG und Artikel 6 und 9 der Ver- 
ordnung Nr. 162/66/EWG geschützten Belange 
getroffen werden. Die Maßnahmen können im 
Genehmigungsverfahren nach dem Außenwirt- 
schaftsgesetz, insbesondere durch die Ausset- 
zung der Erteilung von Lizenzen, oder erfor- 
derlichenfalls durch Rechtsverordnung getrof- 
fen werden; die Rechtsverordnungen werden 
vom Bundesminister im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft ohne Zustim- 
mung des Bundesrates erlassen. 

2. Im übrigen kann der Bundesminister im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Rah- 
men des Artikels 20 der Verordnung Nr. 
136/66/EWG und der Artikel 6 und 9 der Ver- 
ordnung Nr. 162/66/EWG die erforderlichen 
Schutzmaßnahmen treffen und hierbei insbe- 
sondere Vorschriften über eine Erhöhung der 
Abschöpfungssätze sowie über Mindestpreise 
erlassen. 

3. Für die Mitwirkung des Bundestages und des 
Bundesrates bei den Rechtsverordnungen nach 
Nummer 2 gilt § 27 Abs. 2 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes entsprechend. 


§ 6 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Rechtsverordnungen zu 
erlassen, soweit dies zur Durchführung von Verord- 
nungen, Richtlinien und Entscheidungen des Rates 
oder der Kommission erforderlich ist, die im Rahmen 
der Grundsätze der durch die Verordnung Nr. 
136/66/EWG errichteten gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Fette nach den Vorschriften der Artikel 38 
bis 47 des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ergehen, und soweit diese 
Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen nicht 
auf Grund der Ermächtigungen der §§ 2, 3 Abs. 1, 
§§ 5 und 7 durchgeführt werden können. 

(2) Die Bundesregierung kann ihre Befugnisse 
nach Absatz 1 durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates auf einzelne Bundesminister 
übertragen. 

§ 7 

Der Bundesminister wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit den Bundesministern für Wirtschaft, der 
Finanzen und für Gesundheitswesen durch Rechts- 
verordnung, die nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, für den innergemeinschaftlichen Han- 
del sowie für den Einfuhrhandel mit dritten Län- 
dern und Griechenland gemäß dem Anhang zur Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG 

1. Vorschriften über die Verwendung von Be- 
zeichnungen für Olivenöl zu erlassen und 

2. für diese Bezeichnungen Begriffsbestimmungen 
aufzustellen. 

§ 8 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. unrichtige oder unvollständige Angaben 
tatsächlicher Art macht oder benutzt, um 
für sich oder einen anderen eine Geneh- 
migung oder Bescheinigung zu erschlei- 
chen, die nach einer zur Durchführung der 
Verordnungen Nr. 136/66/EWG oder Nr. 
162/66/EWG vom Rat oder der Kommis- 
sion erlassenen Verordnung oder nach 
einer zur Durchführung dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung erforderlich 
ist, 

2. entgegen einer der in Nummer 1 bezeich- 
nten Rechtsvorschriften einer Melde- oder 
Buchführungspflicht oder einer Pflicht zur 
Verwendung von Begleit- oder Schluß- 
scheinen zuwiderhandelt oder entgegen 
§ 15 in Verbindung mit § 44 des Außen- 
wirtschaftsgesetzes eine Auskunft nicht, 
unrichtig, nicht vollständig oder nicht frist- 
gemäß erteilt, Geschäftsunterlagen nicht, 
nicht vollständig oder nicht fristgemäß 
vorlegt oder die Duldung von Prüfungen 
verweigert oder 

3. die Nachprüfung (§ 44 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes) von Umständen, die nach 
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den Verordnungen Nr. 136/66/EWG, Nr. j 
162/66/EWG, nach einer zur Durchführung 
der genannten Verordnungen vom Rat 
oder der Kommission erlassenen Verord- 
nung, nach diesem Gesetz oder nach einer 
zur Durchführung dieses Gesetzes erlas- 
senen Rechtsverordnung erheblich sind, 
dadurch verhindert oder erschwert, daß er 
Bücher oder Aufzeichnungen, deren Füh- 
rung oder Aufbewahrung ihm nach han- 
dels- oder steuerrechtlichen Vorschriften 
obliegt, nicht oder nicht ordentlich führt, 
nicht aufbewahrt oder verheimlicht. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig einer nach § 7 erlassenen Rechts- 
verordnung zuwiderhandelt, soweit sie für einen be- 
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist. Der Versuch einer vorsätzlichen Ord- 
nungswidrigkeit nach Satz 1 kann geahndet werden, 
wenn die Rechtsverordnung dies bestimmt. 

(3) Eine Ordnungswidrigkeit 

1. nach Absatz 1 Nr. 1 kann mit einer Geld- 
buße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark, 

2. nach Absatz 1 Nr. 2 oder 3 kann mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche 
Mark, 

3. nach Absatz 2 kann, wenn sie vorsätzlich 
begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
fünftausend Deutsche Mark, wenn sie 
fahrlässig begangen ist, mit einer Geld- j 
büße bis zur Hälfte dieses Betrages 

geahndet werden. 

§ 9 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 8 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes 
Organ einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs, als vertretungsberechtigter Gesell- 
schafter einer Personenhandelsgesellschaft oder als 
gesetzlicher Vertreter eines anderen handelt. Dies 
gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche die 
Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirksam 
ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Unternehmens oder eines Teils des Unternehmens 
eines anderen beauftragt oder von diesem ausdrück- 
lich damit betraut ist, in eigener Verantwortung 
Pflichten zu erfüllen, welche dieses Gesetz oder die 
zu diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen 
auferlegen. 

§ 10 

(1) Begeht jemand in einem Unternehmen eine in 
§ 8 mit Geldbuße bedrohte Handlung, so kann gegen 
den Inhaber oder Leiter des Unternehmens oder den 
gesetzlichen Vertreter des Inhabers oder ein Mit- 
glied des zur gesetzlichen Vertretung berufenen 
Organs einer juristischen Person oder einen ver- 


tretungsberechtigten Gesellschafter einer Personen- 
handelsgesellschaft eine Geldbuße festgesetzt wer- 
den, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre Auf- 
sichtspflicht verletzt haben und der Verstoß hierauf 
beruht. 

(2) Die Geldbuße beträgt im Falle eines Ver- 
stoßes gegen § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis zu fünfzigtausend 
Deutsche Mark, im Falle eines Verstoßes gegen § 8 
Abs. 1 Nr. 2 oder 3 bis zu zehntausend Deutsche 
Mark. Im Falle eines Verstoßes gegen § 8 Abs. 2 
beträgt die Geldbuße bei vorsätzlicher Aufsichts- 
pflichtverletzung bis zu fünftausend Deutsche Mark, 
bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverletzung bis zu 
zweitausendfünfhundert Deutsche Mark. 


§ 11 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs einer juristi- 
schen Person oder als vertretungsberechtigter Ge- 
sellschafter einer Personenhandelsgesellschaft eine 
Ordnungswidrigkeit nach § 8 oder § 10, so kann auch 
gegen die juristische Person oder die Personen- 
handelsgesellschaft eine Geldbuße nach Maßgabe 
dieser Vorschriften festgesetzt werden. 

(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt, das die juristische Person 
oder die Personenhandelsgesellschaft für die Ord- 
nungswidrigkeit empfangen und für den Gewinn, 
den sie aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat. 


§ 12 

Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im 
Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 

§ 13 

Gegenstände, auf die sich eine der in § 8 mit Geld- 
buße bedrohten Handlungen bezieht, können einge- 
zogen werden. Im übrigen gelten die Vorschriften 
des Außenwirtschaftsgesetzes über die Vorausset- 
zungen der Einziehung, das selbständige Einzie- 
hungsverfahren und die Entschädigung entsprechend. 

§ 14 

Die §§42 und 43 Abs. 4 bis 6 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes gelten entsprechend. 

§ 15 

§ 44 des Außenwirtschaftsgesetzes gilt für die 
Verwaltungsbehörde und die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle auch, soweit dies erforderlich ist, um die Ein- 
haltung der Verordnungen Nr. 136/66/EWG, Nr. 
162/66/EWG, der zur Durchführung der genannten 
Verordnungen vom Rat oder der Kommission erlas- 
senen Verordnungen, dieses Gesetzes und der zur 
Durchführung dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver- 
ordnungen zu überwachen. 
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§ 16 

§ 28 des Außenwirtschaftsgesetzes wird wie folgt 
geändert: 

1. In Absatz 2 Nr. 3 und 4 und in Absatz 3 Nr. 2 
werden am Ende jeweils die Worte „nach den 
§§ 5, 6, 8 bis 16" durch die Worte „nach den 
§§ 5 bis 16" ersetzt. 

2. Absatz 2 Nr. 5 erhält die folgende Fassung: 

„5. die Einfuhr- und Vorratsstelle für Fette im 
Bereich des Waren- und Dienstleistungs- 
verkehrs mit den in Artikel 1 Abs. 2 Buch- 
stabe a bis e der Verordnung Nr. 13/64/ 
EWG (Milch und Milcherzeugnisse) des 
Rates vom 5. Februar 1964 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften S.549) sowie 
mit den in Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe c 
bis e der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
(Fette) des Rates vom 22. September 1966 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten S. 3025) und ab 1. Juli 1967 mit den in 
Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe a und b der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG bezeichneten 
Erzeugnissen nach den §§ 5 bis 16,". 

3. In Absatz 3 Nr. 3 werden die Worte „nach 
den §§ 6, 18 bis 20" durch die Worte „nach 
den §§ 5 bis 7 und 18 bis 20" ersetzt. 


§ 17 

(1) In Rechtsverordnungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
und 3, Abs. 2 und 3, § 3 Abs. 1, § 5 Nr. 2 und § 6 
kann die Einfuhr- und Vorratsstelle als die für die 
Durchführung zuständige Stelle bestimmt werden. 


(2) Der Bundesminister kan durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, die Einfuhr- und Vorratsstelle als die zustän- 
dige Stelle für die Durchführung der vom Rat oder 
der Kommission nach Artikel 10, 18, 19, 20, 27 und 
28 der Verordnung Nr. 136/66/EWG und nach Ar- 
tikel 6, 8 und 9 der Verordnung Nr. 162/66/EWG er- 
lassenen Durchführungsvorschriften bestimmen. 

§ 18 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes. 

§ 19 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 4 am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. § 4 tritt am 
1. Juli 1967 in Kraft. 

(2) Am 1. Juli 1967 treten außer Kraft: 

1. die Verordnung M Nr. 1/60 über Preise für 
inländischen Raps und Rübsen vom 28. Juli 
1960 (Bundesanzeiger Nr. 145 vom 30. Juli 
1960) und 

2. die Meldeverordnung Raps vom 19. Au- 
gust 1966 (Bundesanzeiger Nr. 157 vom 
24. August 1966). 

(3) Das Gesetz über die Unterbringung von Rüböl 
aus inländischem Raps und Rübsen vom 12. August 
1966 (Bundesgesetzbl. I S. 497) findet keine Anwen- 
dung auf Rüböl aus inländischem Raps und Rübsen, 
die nach dem 1. Januar 1967 geerntet worden sind. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Durch die Verordnung Nr. 136/66/EWG vom 22. Sep- 
tember 1966 (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften S. 3025) hat der Rat der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft die Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Fette beschlossen. Die 
Verordnung ist für Oliven und daraus gewonnene 
Erzeugnisse (Artikel 1 Abs. 2 Buchstaben c bis e 
der Verordnung) vom 1. November 1966 an anzu- 
wenden. Für Ölsaaten und die übrigen in Artikel 1 
Abs. 2 bezeichneten Erzeugnisse ist sie ab 1. Juli 
1967 anwendbar. 

Bei der Verordnung Nr. 136/66/EWG (Grundverord- 
nung) handelt es sich um die erste EWG-Marktord- 
nung, die nicht eine schrittweise Angleichung der 
nationalen Märkte, sondern einen unmittelbaren 
Übergang zu einem gemeinsamen Markt mit sich 
bringt. Der Rat oder die Kommission werden Durch- 
führungsvorschriften zu den in der Verordnung vor- 
gesehenen Maßnahmen erlassen. Das vorgesehene 
Gesetz soll die Möglichkeit geben, die Fettmarkt- 
ordnung innerstaatlich zu verwirklichen. 

Für die verwaltungsmäßige Ausführung des Geset- 
zes werden vom Bund an Sach- und Personalkosten 
voraussichtlich jährlich rund 110 000 DM aufgewen- 
det werden müssen; den Bundesländern und den 
Gemeinden werden keine zusätzlichen Kosten ent- 
stehen. Für die Finanzierung der in der Grundver- 
ordnung vorgesehenen Maßnahmen (Artikel 18 
Abs. 1, Artikel 19, Artikel 26 Abs. 1, Artikel 27 
Abs. 1 und 2 und Artikel 28 sowie § 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3, § 3 und § 4 des Gesetzentwurfes) werden je 
nach Ausfall der Ernten und dem jeweils gegebenen 
Weltmarktpreisniveau jährlich rund 45 bis 55 Mil- 
lionen Deutsche Mark aufzuwenden sein. Diese Aus- 
gaben werden ab 1. Juli 1967 der Bundesrepublik 
Deutschland voll aus dem Europäischen Ausgleichs- 
und Garantiefonds für Landwirtschaft erstattet wer- 
den. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Nach Artikel 17 der Grundverordnung und nach 
Artikel 8 der Verordnung Nr. 162/66/EWG des Rates 
vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit Fetten 
zwischen der Gemeinschaft und Griechenland (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften S. 3393) ist 
für den Handel zwischen der Gemeinschaft und drit- 
ten Ländern sowie zwischen der Gemeinschaft und 
dem assoziierten Griechenland mit den in Artikel 17 
der Grundverordnung näher genannten Erzeugnis- 
sen die Vorlage einer Ein- oder Ausfuhrlizenz er- 
forderlich. Außerdem können Einfuhrlizenzen bei 


der Einfuhr von Ölsaaten vorgeschrieben werden 
(Artikel 27 der Grundverordnung und Artikel 8 der 
Griechenlandverordnung). In § 1 wird bestimmt, daß 
diese Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen die Einfuhr- und 
Ausfuhrgenehmigungen nach dem Außenwirtschafts- 
gesetz sind. 


Zu § 2 

Die Grundverordnung sieht in Artikel 19 Erzeuger- 
erstattungen oder die Aussetzung der Einfuhrab- 
schöpfung für Olivenöl, das bei der Herstellung von 
Fisch- und Gemüsekonserven verwendet wird, sowie 
in Artikel 27 Beihilfen und Vergütungen für frühe 
Aufnahme bei bestimmten Ölsaatenarten vor. Die 
in Artikel 10 vorgesehene Möglichkeit, Beihilfen für 
Olivenöl zu gewähren, kommt für die Bundesrepu- 
blik aus tatsächlichen Gründen nicht in Betracht, da 
hier kein Olivenöl gewonnen wird. Soweit zu über- 
sehen ist, wird hierzu der Erlaß nationaler Durch- 
führungsbestimmungen, insbesondere zur Regelung 
des Verfahrens und der Überwachung, erforderlich 
sein. 

Zu § 3 

Für Ausfuhrerstattungen wird voraussichtlich der 
Erlaß nationaler Durchführungsbestimmungen, ins- 
besondere zur Regelung des Verfahrens, erforderlich 
werden. 


Zu § 4 

Die als Interventionsstelle bestimmte Einfuhr- und 
Vorratsstelle für Fette ist nach Artikel 26 der Grund- 
verordnung verpflichtet, ihr angebotene Ölsaaten, 
die ihren Ursprung in der Gemeinschaft haben, auf- 
zukaufen. 


Zu § 5 

Schutzmaßnahmen sind nach Artikel 20 der Grund- 
verordnung sowie nach Artikeln 6 und 9 der Grie- 
chenlandverordnung nur für Olivenöl vorgesehen. 

Zu § 6 

Die Vorschrift gibt die Möglichkeit, soweit nicht be- 
sondere Ermächtigungen vorgesehen sind, Durch- 
führungsvorschriften zu erlassen, die im Rahmen der 
Marktorganisation für Fette erforderlich werden. 

Zu § 7 

Diese Ermächtigung ermöglicht der Bundesrepublik, 
der ihr nach Artikel 35 der Grundverordnung ob- 
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liegenden Verpflichtung nachzukommen, für den 
innergemeinschaftlichen Handel sowie für den Ein- 
fuhrhandel mit dritten Ländern und mit Griechen- 
land mit Olivenöl bestimmte Bezeichnungen und 
Begriffsbestimmungen einzuführen. 

Zu §§ 8 bis 14 

Die Tatbestände des § 8 entsprechen im wesentlichen 
den Regelungen in den bereits ergangenen EWG- 
Durchführungsgesetzen und im Außenwirtschafts- 
gesetz. Die §§ 9 bis 11 sind den §§ 35 bis 37 des 
Außenwirtschaftsgesetzes nachgebildet. 

Die in § 12 vorgesehene zweijährige Verjährungs- 
frist ist deshalb notwendig, weil wegen des gemein- 
samen Marktes die notwendigen Prüfungen sich nicht 
nur auf das Inland beschränken können. Um den 
Sachverhalt feststellen zu können, wird es in vielen 
Fällen erforderlich werden, Auskünfte in anderen 
Mitgliedstaaten einzuholen. Unter diesen Umständen 
ist eine Verjährungsfrist von zwei Jahren erforder- 
lich. 


Zu § 15 

Durch § 15 werden die Vorschriften des Außenwirt- 
schaftsgesetzes über die Auskunftspflicht für an- 
wendbar erklärt, um die Einhaltung der Vorschriften 
über die Fettmarktordnung zu sichern. Die von den 
entsprechenden Vorschriften in den bereits erlas- 
senen EWG-Durchführungsgesetzen geringfügig ab- 
weichende Fassung beinhaltet keine sachlichen 
Änderungen; die neue Fassung dient lediglich der 
Klarstellung. 

Zu § 16 

Durch diese Vorschrift wird die ausschließliche Zu- 
ständigkeit der Einfuhr- und Vorratsstelle für Fette 
in § 28 Abs. 2 Nr. 5 AWG für die Erteilung der nach 
dem Außenwirtschaftsgesetz erforderlichen Geneh- 
migungen auf dem Gebiete des Warenverkehrs mit 
den unter die EWG-Fettmarktordnung fallenden Er- 
zeugnissen festgelegt. Da bei der Erteilung von Ge- 


nehmigungen, insbesondere auf dem Gebiete des 
Warenverkehrs, alle in § 10 Abs. 3 AWG genannten. 
Belange zu berücksichtigen sind (siehe § 12 Abs. 1 
AWG), ist es auch erforderlich, in § 28 Abs. 2 Nr. 3 
bis 5 AWG den Beschränkungsgrund des § 7 AWG 
ergänzend einzufügen. Entsprechendes gilt für die 
Bereiche des Bundesamtes für Ernährung und Forst- 
wirtschaft und des Bundesministers für Verkehr nach 
§ 28 Abs. 3 Nr. 2 und 3 AWG. Im Bereich des Dienst- 
leistungsverkehrs auf dem Gebiete des Verkehrs- 
wesens ist eine zentrale Bearbeitung für die Ertei- 
lung von Genehmigungen auch insoweit zu ermög- 
lichen, als es sich um die Erfüllung zwischenstaat- 
licher Vereinbarungen im Sinne des § 5 AWG han- 
delt. 

Zu § 17 

Um eine zentrale Erledigung der Verwaltungsauf- 
gaben sicherzustellen, ist es erforderlich, entspre- 
chend den Regelungen in den bereits erlassenen 
Durchführungsgesetzen zu anderen EWG-Marktord- 
nungen die Möglichkeit zu schaffen, die Einfuhr- und 
Vorratsstelle für Fette als die zur verwaltungsmäßi- 
gen Durchführung zuständige Stelle bestimmen zu 
können. 

Zu § 18 

Diese Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 


Zu § 19 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Geset- 
zes sowie das Außerkrafttreten der Verordnung M 
Nr. 1/60 über Preise für inländischen Raps und 
Rübsen und der Meldeverordnung Raps. Das Gesetz 
über die Unterbringung von Rüböl aus inländischem. 
Raps und Rübsen kann gegenwärtig noch nicht in 
vollem Umfange außer Kraft gesetzt werden, da es 
erforderlich ist, die Möglichkeit zu behalten, die 
Verpflichtung zum Nachholen der Beimischung in 
den Fällen, in denen Betriebe ihre Beimischungs- 
pflicht in der Vergangenheit nicht erfüllt haben, auch 
noch in Zukunft durchsetzen zu können. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. § 5 

a) In Nummer 1 sind nach den Worten „durch 
Rechtsverordnung" die Worte „nach dem 
Außenwirtschaftsgesetz" einzufügen. 

b) An Nummer 2 ist folgender Satz anzufügen: 

„Für die Mitwirkung des Bundestages und 
des Bundesrates bei den Rechtsverordnungen 
gilt § 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes 
entsprechend." 

c) Nummer 3 ist zu streichen. 

Begründung zu a), b) und c) 

Klarstellung, daß auch bei den Rechtsverordnun- 
gen nach § 5 Nr. 1 der Bundestag und der Bun- 
desrat nach Maßgabe von § 27 Abs. 2 AWG mit- 
wirken. Die Fassung des Entwurfs zu § 3 Nr. 1 
kann als selbständige Ermächtigung zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen verstanden werden; 
§ 27 Abs. 2 AWG gilt jedoch nur für die im 
AWG selbst vorgesehenen Ermächtigungen. 

Im übrigen gesetzestechnische Vereinfachung. 


2 . § 6 

In Absatz 1 sind die Worte „nach den Vorschrif- 
ten der Artikel 38 bis 47 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft" zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung ist geboten, weil die Verord- 
nungen, Richtlinien und Entscheidungen der Kom- 
mission nicht nach den Vorschriften der Ar- 
tikel 38 bis 47 EWGV ergehen, sondern auf 
Grund von Ermächtigungen, die der Kommission 
durch die Verordnung Nr. 136/66/EWG erteilt 
worden sind. 


3. § 10 

Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Geldbuße bestimmt sich bei vorsätz- 
licher Aufsichtspflichtverletzung nach dem 
Höchstmaß der für den Verstoß angedrohten 
Geldbuße. Bei fahrlässiger Aufsichtspflichtver- 
letzung beträgt sie bis zur Hälfte dieses Höchst- 
maßes." 

Begründung 

In § 10 Abs. 2 werden die Bußgeldandrohungen 
für die Verletzung der Aufsichtspflicht nur da 
nach den Schuldformen unterschieden, wo das 
auch hinsichtlich der durch die Aufsichtspflicht- 
verletzung ermöglichten Zuwiderhandlung ge- 
schieht. Ein Grund für eine derart differenzie- 
rende Regelung (Absatz 2 Satz 2 gegenüber Ab- 
satz 2 Satz 1) ist nicht ersichtlich. Fahrlässiges 
Handeln des Aufsichtspflichtigen sollte auch 
dann mit geringerer Geldbuße bedroht sein, 
wenn der dadurch ermöglichte Verstoß nur vor- 
sätzlich begangen werden kann. 

4. § 14 

§ 14 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 14 

Die §§ 42 und 43 Abs. 4 bis 6 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes gelten entsprechend mit der Maß- 
gabe, daß die Rechtsverordnung des Bundes- 
ministers der Finanzen gemäß § 43 Abs. 4 Satz 2 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf." 

Begründung 

Da nach § 14 nur die §§ 42 und 43 Abs. 4 bis 6 
AWG entsprechend gelten sollen, nicht jedoch 
§ 27 Abs. 1 AWG, ist zweifelhaft, ob die in 
§ 43 Abs. 4 Satz 2 AWG vorgesehene Rechtsver- 
ordnung des Bundesministers der Finanzen für 
den Bereich dieses Gesetzes ohne Zustimmung 
des Bundesrates erlassen werden kann. Eine 
Klarstellung erscheint deshalb geboten. 


8 



